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Erhalt von Stützbauwerken sowie Hang- und Fels-
sicherungen an Landesstraßen (Kapitel 1304) 

Der stetige Erhalt von Stützbauwerken sowie Hang- und Felssicherun-
gen ist erforderlich, um Personen- sowie Sachschäden und Straßen-
sperrungen zu vermeiden. Als Grundlage für vorbeugende Erhaltungs-
pläne muss die Straßenbauverwaltung ihre Datenbank umfassend füh-
ren und die Bauwerke ordnungsgemäß prüfen. Ebenso sind Leitlinien 
zum Umgang mit Georisiken zu entwickeln. 

1 Ausgangslage 

Erhaltungsmaßnahmen von Stützbauwerken sowie Hang- und Felssiche-
rungen an Landesstraßen werden zumeist erst durchgeführt, wenn es durch 
Starkregen oder Überschwemmungen zu Hangrutschungen und Einstürzen 
von Bauwerken kommt. Schäden treten jedoch nicht nur witterungsbedingt 
auf, sondern haben vermehrt geologische Ursachen (Erdmassenbewegun-
gen, Einstürze von Hohlräumen im Untergrund). Die betroffenen Straßenab-
schnitte sind dann für den Verkehr teilweise oder sogar voll zu sperren. 

Im Land gibt es 6.000 Stütz- und andere Sonderbauwerke. In den Erhal-
tungsprogrammen der Regierungspräsidien waren zwischen 2010 und 2015 
knapp 100 Maßnahmen des Erhalts von Stützbauwerken sowie Hang- und 
Felssicherungen aufgeführt. Dafür wurden landesweit zwischen  
2,2 Mio. Euro und 12,1 Mio. Euro je Jahr bereitgestellt. 

Der Erhalt von Stützbauwerken sowie Hang- und Felssicherungen ist nach 
dem Straßengesetz für Baden-Württemberg Aufgabe des Landes, sofern die 
Bauwerke Teil des Straßengrundstücks sind. Zum Erhalt gehören die regel-
mäßigen Prüfungen nach DIN 1076 „Überwachung und Prüfung von Inge-
nieurbauwerken im Zuge von Straßen und Wegen“. Die unteren Straßen-
baubehörden bei den Landratsämtern und kreisfreien Städten sind beim 
betrieblichen Unterhalt der Straßen für die laufende Beobachtung sowie die 
einmal jährlich durchzuführenden Besichtigungen zuständig. Sie haben fer-
ner einfache Schadensbeseitigungen des „kleinen“ baulichen Erhalts auszu-
führen.  

Der Rechnungshof hat in seine Prüfung 48 Maßnahmen aus allen Regie-
rungsbezirken zum Erhalt von Stützbauwerken sowie Hang- und Felssiche-
rungen einbezogen. 

 

2 Prüfungsergebnisse 

2.1 Datenbank SIB-Bauwerke für das Erhaltungsmanagement  

Nach der DIN 1076 sind alle Stützbauwerke mit einer sichtbaren Höhe ab 
1,50 m von der Straßenbauverwaltung in die Datenbank „Straßeninforma-
tionsbank“ (SIB-Bauwerke) aufzunehmen.  
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Die Auswertung der Datensätze durch den Rechnungshof ergab, dass die 
Stützbauwerke bislang unvollständig und unzulänglich in der Datenbank 
erfasst werden. Von den 48 geprüften Bauwerken sind nur 29 in der Daten-
bank geführt. Häufig wurden Bauwerke nur aufgenommen, um eine Bau-
werksnummer zu erhalten. Bestandsdaten (Pläne, Konstruktionsmerkmale) 
fehlen aber meist.  

Bei Hang- oder Felssicherungen werden mit meist hohen Bauausgaben 
Steinschlagschutzzäune oder -netze angebracht oder loses Geröll in Räu-
mungsaktionen beseitigt. Die Straßenbauverwaltung nimmt diese Bauwerke 
aber so gut wie nie in die Datenbank auf, da sie keine Bauwerke nach der 
DIN 1076 sind. Von den geprüften 19 Hang- oder Felssicherungen waren 
lediglich vier Maßnahmen in der Datenbank enthalten.  

Aufgrund der unvollständigen Angaben über ein Bauwerk kann eine kurz- 
und mittelfristige Erhaltungsplanung nicht erfolgen. 

Vorbildlich sind wenige Landkreise, die bereits auf zehn Jahre angelegte 
Instandsetzungspläne für Felssicherungen erarbeitet haben. Damit bleiben 
die Georisiken ständig im Fokus der Straßenbaubehörden. Außerdem wird 
dadurch kontinuierlich instandgesetzt und erhalten, wodurch die dauerhafte 
Funktion der Straße und die Verkehrssicherheit gewährleistet werden. 

 

2.2 Bauwerksprüfungen 

Die Prüfpflicht gilt für alle Bauwerke, die den Vorgaben der DIN 1076 ent-
sprechen. Sie regelt Art und Umfang der Prüfungen, den Zeitpunkt, die Prüf-
intervalle und bestimmt die für eine Bauwerksprüfung notwendigen Unterla-
gen. Hauptprüfungen sind vor Abnahme, vor Ablauf der Gewährleistungsfrist 
und ansonsten alle sechs Jahre durchzuführen; einfache Prüfungen jeweils 
alle drei Jahre nach einer Hauptprüfung.  

Die Prüfung des Rechnungshofs ergab, dass von den 29 geprüften Bauwer-
ken, die in der Datenbank SIB-Bauwerke enthalten sind, bei 17 eine Haupt-
prüfung durchgeführt wurde. Für zwölf Bauwerke fehlte die Hauptprüfung. In 
den vorliegenden Berichten zu den Hauptprüfungen wurden zwar Maßnah-
men für eventuelle Instandsetzungs- oder Sanierungsmaßnahmen genannt. 
Häufig lagen die dazugehörigen Kostenschätzungen jedoch nicht vor. 

Indem die Straßenbauverwaltung ihre Prüfpflichten vernachlässigt, nimmt 
sie in Kauf, dass Mängel nicht frühzeitig entdeckt werden. Notwendige Er-
haltungsmaßnahmen unterbleiben und werden erst ausgeführt, wenn größe-
re Schäden aufgetreten sind oder die Verkehrssicherheit gefährdet ist. Der 
finanzielle Aufwand, verschleppte Schäden zu beheben, ist dann ungleich 
höher als bei einem präventiven Erhalt. 

 

2.3 Georisiken  

Die Abschätzung der geologischen Risiken an Straßen ist im Gegensatz zur 
Bauwerksprüfung nicht geregelt. Ebenso wenig gibt es in Baden-
Württemberg Richtlinien zur Koordination der notwendigen Aufgaben im 
Zusammenhang mit geologischen Risiken an Straßen. 
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Georisiken wie Steinschlag- und Hangrutschgefahren werden von der Stra-
ßenbauverwaltung nicht zentral erfasst, kartiert und bewertet. Die Regie-
rungspräsidien verfügen daher über keine Zusammenstellung der vorhande-
nen Georisiken in ihrem Bereich. Das Handeln der Regierungspräsidien ist 
deshalb weitgehend durch Reaktion statt Aktion bestimmt. 

Die nach „spontanen“ Ereignissen erforderliche Schadensbehebung ist aber 
häufig kostenintensiv, da neben der reinen Schadensbeseitigung umfangrei-
che bauliche Maßnahmen notwendig sind.  

 

2.4 Unterhalt der Ingenieurbauwerke  

Der betriebliche Unterhalt der Bauwerke ist notwendig, um den verkehrssi-
chernden Aufgaben nachzukommen. Abstriche an der Häufigkeit und der 
Qualität des Straßenbetriebsdienstes können zu Schäden an den Bauwer-
ken führen, die umfangreiche Investitionen erforderlich machen.  

Bei den geprüften Maßnahmen wurde festgestellt, dass in einigen Fällen 
unzureichend gereinigte und unterhaltene Anlagen der Straßenentwässe-
rung Hangrutschungen verursachten. Auch war bei einigen Maßnahmen der 
Bewuchs an Stützbauwerken gar nicht oder nur unzureichend zurückge-
schnitten. Hier wuchsen zum Teil kleine Bäume aus den Mauerfugen heraus 
oder Pflanzen überwucherten das teilweise lose Mauerwerk. 

 

Abbildung 1: Stützbauwerk an der L 526 bei Untergriesheim, Regierungsbe-
zirk Stuttgart 

 
Bildrechte: Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 47.1 - Baureferat Nord. 
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2.5 Verkehrssicherungspflicht bei Hang- und Felssicherungen  

Die Straßenbaubehörden der Landratsämter und kreisfreien Städte haben 
nach dem Straßengesetz für Baden-Württemberg verkehrssichernde Aufga-
ben auch auf Grundstücken zu erledigen, die der Straße benachbart sind. 
Da Hang- und Felssicherungen regelmäßig auf solchen Grundstücken lie-
gen, müssen die Straßenbehörden der Landkreise Auffangnetze immer wie-
der leeren und erforderlichenfalls reparieren, um Steinschläge auf Straßen 
zu verhindern. Darüber hinaus sind sie verpflichtet, größere Felssicherungs-
aufgaben zu übernehmen.  

Die komplexe Spezialaufgabe der Hang- und Felssicherung entspricht nicht 
der Definition von betrieblichem und kleinem baulichen Unterhalt (z. B. 
Kleinreparatur von Straßenschäden oder Bäume schneiden). Vom Anspruch 
der Aufgabe her ist sie richtigerweise dem Erhalt zuzuordnen. Dem wurde 
bei einigen Maßnahmen, bei denen die Felsräumungen Bestandteil einer 
größeren Felssicherungsmaßnahme waren, Rechnung getragen. Das zu-
ständige Regierungspräsidium finanzierte die Maßnahme und führte sie 
durch.  

 

Abbildung 2: Felsschlag an der L 175 Schramberg-Tennenbronn,  
Regierungsbezirk Freiburg 

 
Bildrechte: Landratsamt Rottweil, Straßenbauamt. 
 

3 Empfehlungen 

3.1 Die Datenbank SIB-Bauwerke umfassend führen 

Die Datenbank SIB-Bauwerke ist das wichtigste Instrument der Straßenbau-
verwaltung, um eine kurz- und mittelfristige Erhaltungsplanung aufzustellen. 
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Es ist deshalb unabdingbar, dass die Datenbank vollständig und aktuell ge-
führt wird. Nacherfassungen von Bauwerken sind zügig durchzuführen. Mit 
der Aufnahme eines Bauwerks in die Datenbank sind die Eigentumsverhält-
nisse und die Unterhaltungslast abzuklären und eindeutig zu regeln.  

Die Bauwerksdaten sind die Grundlage dafür, dass die Straßenbehörden der 
Landratsämter und kreisfreien Städte Kenntnisse von Bauwerken und deren 
Standort erhalten, um den betrieblichen Unterhalt in vollem Umfang auszu-
führen. 

Stützbauwerke sollten auch unterhalb der DIN-Norm von 1,50 m Höhe zen-
tral in der Datenbank erfasst werden. Dasselbe gilt für Hang- und Felssiche-
rungen. So würde sichergestellt, dass angesichts zum Teil hoher Investitio-
nen in diese Bauwerke nicht nach und nach ein schleichender Substanzver-
lust auftritt. 

 

3.2 Bauwerksprüfungen ordnungsgemäß durchführen 

Die Regierungspräsidien müssen die vorgegebenen Bauwerksprüfungen in 
dem festgelegten Umfang und der definierten Prüfungstiefe durchführen. 
Auch für andere Bauwerke, also Stützwände unter 1,50 m lichter Höhe, 
Hang- und Felssicherungen sowie sonstige Ingenieurbauwerke, sollten re-
gelmäßig DIN-konforme Bauwerksprüfungen erfolgen.  

Sämtliche Daten und Informationen aus den Bauwerksprüfungen sind um-
gehend in die Datenbank SIB-Bauwerke einzugeben. 

 

3.3 Erhaltungspläne aufstellen 

Dringend geboten ist, dass die Straßenbauverwaltung auf der Grundlage der 
künftig umfassend geführten Datenbank SIB-Bauwerke ein kontinuierliches 
Erhaltungsmanagement für Stützbauwerke und andere Sonderbauwerke 
aufbaut. 

Ebenso sind von der Straßenbauverwaltung des Landes langfristige Erhal-
tungspläne für Hang- und Felssicherungen aufzustellen, wie sie bei einigen 
Landkreisen schon eingeführt sind. 

 

3.4 Leitlinien für Georisiken erstellen 

Die Regierungspräsidien sollten künftig geologisch bedingte Gefahren erfas-
sen, bewerten und dokumentieren. Hierfür hat die Straßenbauverwaltung 
verbindliche Richtlinien zu entwickeln. Einen Anhaltspunkt für derartige 
Richtlinien bietet der von der Straßenbauverwaltung in Bayern aufgestellte 
Leitfaden „Überwachung der steinschlag- und rutschgefährdeten Hänge an 
Bundesautobahnen, Bundes- und Staatsstraßen“ vom April 2011.  
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3.5 Die Unterhaltlast bei Hang- und Felsarbeiten regeln 

Die Verkehrssicherungspflicht der Straßenbaubehörden der Landratsämter 
und kreisfreien Städte bei Hang- und Felsarbeiten sollte enger an der gängi-
gen Definition von betrieblichem und baulichem Unterhalt sowie gegebenen-
falls dem eigentlichen Erhalt ausgerichtet werden. Felsräumungen oder an-
dere schützende bauliche Maßnahmen sind eindeutig größerer baulicher 
Unterhalt oder Erhalt und erfordern deshalb eine landeseinheitliche Vorge-
hensweise. 

So würde auch vermieden, dass einzelne Landkreise den hohen Aufwand 
für die Hang- und Felssicherungen dadurch ausgleichen, dass sie an ande-
rer Stelle des betrieblichen Unterhalts einsparen müssen. Es ist nicht auszu-
schließen, dass sich dies mittelfristig auf die Funktion der Straßen auswirkt. 
Eine Gleichbehandlung der Land- und Stadtkreise sollte sichergestellt sein. 

 

4 Stellungnahme des Ministeriums 

Das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur legt dar, dass die Defizite bei 
der Verfügbarkeit von Bestandsdaten durch die seit 2013 laufende landes-
weite Nacherfassung von Stützbauwerken an den Landesstraßen in Kürze 
weitestgehend behoben sein würden. Es führt aus, dass damit künftig mög-
lich sei, auch Stützbauwerke unter Wahrung der Prüflisten nach DIN 1076 
zu überwachen. Dadurch könne eine fristgerechte Bauwerksprüfung sowie 
ein systematisches Erhaltungsmanagement sichergestellt werden. Bezüglich 
der Erfassung der Böschungs-, Hang- und Felssicherung wird auf die auf 
Bund-Länder-Ebene eingerichtete Fachgruppe verwiesen, die eine bundes-
weit einheitliche Regelung erarbeiten soll. 

Über die Erarbeitung und Einführung von Leitlinien für Georisiken werde das 
Ministerium aufgrund des erheblichen Aufwands nach Vorliegen erster prak-
tischer Erfahrungen aus Bayern entscheiden.  

Weiterhin sieht das Ministerium keine Notwendigkeit, die Unterhaltslast bei 
Hang- und Felssicherungsarbeiten neu zu regeln. Die Verkehrssicherungs-
pflicht obliege nach dem Straßengesetz für Baden-Württemberg sachge-
recht den ortsnahen unteren Verwaltungsbehörden. Betroffene Stadt- und 
Landkreise könnten für aufwendige Arbeiten zusätzlich zu den pauschal 
zugewiesenen Haushaltsmitteln von den Regierungspräsidien Erhaltungs-
mittel erhalten.  

 

5 Schlussbemerkung 

Der Rechnungshof hat kein Verständnis dafür, dass das Ministerium für 
Verkehr und Infrastruktur die Leitlinien für Georisiken „auf die lange Bank 
schiebt". Sie sind angesichts der drohenden Gefahren unverzüglich in An-
griff zu nehmen. 

Die Stellungnahme des Ministeriums, dass die Landkreise für die Hang- und 
Felssicherungen zusätzlich Haushaltsmittel erhalten können, trifft nicht das 
Anliegen des Rechnungshofs. In der Sache geht es darum, dass diese kom-
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plexen Sicherungsaufgaben nicht mit den Tätigkeiten des einfachen Stra-
ßenbetriebsdiensts gleichzusetzen sind. Die Landkreise haben dem Grunde 
nach Erhaltungsarbeiten zu leisten, für die die Regierungspräsidien zustän-
dig sind. 

 

 


	1 Parlamentarische Beratung der Denkschrift 2015
	2 Weitere Berichte des Rechnungshofs seit der letzten Denkschrift
	2.1 Kontrollsystem und Verwaltungskosten bei EU-Förderverfahren in den Bereichen EGFL und ELER(Landtagsdrucksache 15/7140)
	2.2 Rechte und Pflichten des Landes als Anteilseigner der EnBW Energie Baden-Württemberg AG(Landtagsdrucksache 15/7400)
	2.3 Naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen für Straßenbauvorhaben - Planung, Herstellung, Pflege und Unterhalt(Landtagsdrucksache 15/7500)
	2.4 Landesbetriebe(Landtagsdrucksache 15/7606)

	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2014
	2 Haushaltsrechnung 2014
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Bewirtschaftung der Personalausgaben und Umschichtungen von oder zu Sachausgaben
	3.3 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben
	3.4 Abweichungen von den Stellenübersichten

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	6 Haushaltsreste und Haushaltsvorgriffe
	6.1 Haushaltsreste 2013 und 2014
	6.2 Entwicklung der Ausgabereste im Zehn-Jahres-Vergleich

	1 Einnahmen
	1.1 Entwicklung der Einnahmen 2006 bis 2015
	1.2 Steuereinnahmen
	1.3 Sonstige Einnahmen
	1.3.1 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst
	1.3.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen
	1.3.3 Kreditaufnahmen und besondere Finanzierungseinnahmen


	2 Ausgaben
	2.1 Entwicklung der Ausgaben 2006 bis 2015
	2.2 Personalausgaben
	2.3 Sonstige Ausgaben
	2.3.1 Sächliche Verwaltungsausgaben und Schuldendienst
	2.3.2 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke
	2.3.3 Baumaßnahmen, sonstige Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen
	2.3.4 Besondere Finanzierungsausgaben


	3 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	4 Finanzierungssaldo
	1 Verschuldungslage
	1.1 Schuldenentwicklung
	1.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme und der Kreditfinanzierungsquote in Baden-Württemberg
	1.3 Zulässige Kreditaufnahme
	1.4 Kreditmarktschulden und Zinsen
	1.5 Pro-Kopf-Verschuldung
	1.6 Nettokreditaufnahme je Einwohner - Ländervergleich

	2 Rücklagen und Sondervermögen
	3 Entwicklung der Jahresergebnisse
	4 Haushaltsrisiken durch Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen
	5 Empfehlungen
	5.1 Überschüsse in die Überlegungen zu einer dauerhaften Regelung der Schuldenbremse einbeziehen
	5.2 Nettokreditaufnahme vermeiden

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haushaltsentwicklung 2015 bis 2016
	2.2 Finanzplan 2016
	2.2.1 Eckdaten des Finanzplans 2016
	2.2.2 Einnahmen, Ausgaben und Defizit
	2.2.3 Kreditaufnahme, Mehreinnahmen und Abbaupfad

	2.3 Wesentliche Einflussfaktoren für die Haushaltsentwicklung bis 2020
	2.3.1 Flüchtlingsausgaben
	2.3.2 Neuregelung des Länderfinanzausgleichs
	2.3.3 Kommunaler Finanzausgleich
	2.3.4 Abrechnung des Finanzmarktstabilisierungsfonds 

	2.4 Fazit

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundgesetz
	1.2 Derzeitiger Stand in Baden-Württemberg

	2 Ausgestaltung der Schuldenbremse
	2.1 Verankerung einer Schuldenbremse in der Verfassung anderer Länder
	2.2 Methoden zur Ermittlung der Konjunkturkomponente
	2.2.1 EU-Modell
	2.2.2 Trendsteuereinnahmen-Modell
	2.2.2.1 Grundzüge
	2.2.2.2 Beispiele aus den Ländern

	2.2.3 Referenzwert-Modell
	2.2.3.1 Grundmodell
	2.2.3.2 Beispiele aus den Ländern

	2.2.4 Übergreifende Fragestellungen bei allen drei Modellen

	2.3 Weitere Fragestellungen bei einer dauerhaften Schuldenbremse

	3 Empfehlungen
	3.1 Schuldenbremse in der Landesverfassung verankern
	3.2 Konjunkturbereinigungsverfahren einführen
	3.3 Neuregelung für die Schuldenbremse zeitnah angehen

	1 Ausgangslage
	1.1 Bisherige Prüfungen des Rechnungshofs
	1.2 Aufgaben des Beauftragten für Informationstechnologie

	2 Prüfungsergebnisse
	3 Empfehlungen
	3.1 IuK-Strukturpool übertragen
	3.2 Zeit- und Finanzierungspläne erstellen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vertragslaufzeit
	2.2 Services und Dienstgüte
	2.3 Steuerung und Kontrolle des Dienstleisters
	2.4 Wirtschaftlichkeit
	2.5 Projekterfahrungen
	2.6 Landesoberbehörde IT Baden-Württemberg

	3 Empfehlungen
	3.1 Rechtzeitig mit der BITBW zusammenarbeiten
	3.2 Standardisierung vorantreiben
	3.3 Make or Buy entscheiden
	3.4 IT-Budget der Ressorts anpassen

	4 Stellungnahme des Beauftragten des Landes für Informationstechnologie
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Vorgaben für Informationssicherheit
	1.2 Gegenstand der Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Sachstand des Informationssicherheitsmanagements
	2.2 Sicherheitskonzepte
	2.3 IT-Sicherheit und IT-Standardisierung
	2.4 Bündelung von Know-how
	2.5 Auditierung und Zertifizierung

	3 Empfehlungen
	3.1 Vielfalt der IT-Systeme reduzieren
	3.2 Hauptamtlichen Informationssicherheitsbeauftragten bestellen
	3.3 Informationssicherheit bei IT-Fachverfahren mit betrachten
	3.4 Kenntnisse der Mitarbeiter zur Informationssicherheit verbessern
	3.5 Aufgaben zentralisieren
	3.6 Informationssicherheit zur Managementaufgabe machen
	3.7 Audits festlegen

	4 Stellungnahme des Beauftragen des Landes für Informationstechnologie 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Dienstfahrzeuge
	2.2 App der Landesvertretung beim Bund
	2.3 Veranstaltungen
	2.4 Aufbau und Struktur der Landesvertretung
	2.5 Gästehaus

	3 Empfehlungen
	3.1 Dienstfahrzeugflotte verkleinern
	3.2 App der Landesvertretung abschaffen
	3.3 Veranstaltungsreglement erstellen
	3.4 Struktur der Landesvertretung hinterfragen
	3.5 Gästehaus kostendeckend führen

	4 Stellungnahme der Landesvertretung
	1 Ausgangslage
	1.1 Frühere Prüfungen
	1.2 Aktuelle Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourceneinsatz
	2.2 Personalausstattung
	2.3 Organisation
	2.3.1 Abteilung 5 Jugend, Sport, Weiterbildung
	2.3.2 Organisation der Querschnittsaufgaben und Stabsstellen

	2.4 Aufgabenkritik
	2.5 Strategische Steuerung und Controlling

	3 Empfehlungen
	3.1 Tatsächlichen Personaleinsatz im Staatshaushaltsplan abbilden
	3.2 Organisation verbessern
	3.3 Aufgabenkritik durchführen
	3.4 Strategisch steuern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Einschätzung der Fremdevaluation durch die Schulen und Schulaufsichtsbehörden
	2.2 Aufwand für das Qualitätsmanagement
	2.3 Fremdevaluation enthält nicht alle nötigen Kennzahlen
	2.4 Standards für Dokumentation und Zielvereinbarungen fehlen
	2.5 Zielvereinbarungen in Folge der Fremdevaluation
	2.6 Entwicklungsbedarf der evaluierten Schulen

	3 Empfehlungen
	3.1 Schulen für Fremdevaluation risikoorientiert auswählen
	3.2 Qualitätsfaktoren und Kennzahlen für den Qualitätsprozessprüfen
	3.3 Einheitliche Standards für Dokumentation und Zielvereinbarungen bereitstellen
	3.4 Zielvereinbarungen auf defizitäre Handlungsfelder ausrichten und alsbald nach Fremdevaluation treffen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Datengrundlage war nicht ausreichend
	2.2 Kriterien bei der Zuteilung der Fördermittel waren unzureichend
	2.3 Bedarfsermittlungen waren nicht qualifiziert
	2.4 Anforderungen des Landes an den Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung der Finanzhilfen waren überhöht
	2.5 Zweckverfehlung von Fördermitteln
	2.6 Kindertagesstätten sind überdimensioniert 
	2.7 Zu hohe Baukosten und luxuriöse Standards
	2.8 Zuwendung als Festbetragsfinanzierung hat sich bewährt
	2.9 Fehlentscheidungen bei der Vergabe
	2.10 Förderung der Ausgaben für den Gebäudebetrieb ist teilweise zu hoch

	3 Empfehlungen
	3.1 Landesweite verbindliche Standards und Transparenz anstreben
	3.2 Förderung der Betriebsausgaben neu definieren
	3.3 Nicht belegte Betreuungsplätze nutzen
	3.4 Vergaberecht einhalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bisherige PEBB§Y-Prüfungen des Rechnungshofs
	2.1.1 Länderübergreifende Justizprüfung
	2.1.2 Personalplanung in der Justiz

	2.2 Anwendung von PEBB§Y
	2.3 Methodik und Umsetzung der PEBB§Y-Fortschreibung 2014
	2.3.1 Prüfungsmethoden
	2.3.2 Ergebnisse der PEBB§Y-Fortschreibung 2014 imServicebereich nicht umgesetzt


	3 Empfehlungen
	3.1 Stellenabbau bei Gerichten und Staatsanwaltschaften imStaatshaushaltsplan 2017 beginnen
	3.2 Vollständigen Abbau der durch die Notariats- und Grundbuchamtsreform ab 2018 entbehrlichen Stellen umsetzen
	3.3 Personalbedarfsberechnung vervollständigen und zurganzheitlichen Personalsteuerung nutzen
	3.4 Mängel des PEBB§Y-Gutachtens 2014 künftig vermeiden

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haushalt und Finanzen
	2.2 IT-Betrieb, Service und Benutzerbetreuung
	2.3 Prozesse und Dokumentationen
	2.4 Konzentration auf die Kernaufgaben durch Zusammenarbeit mit anderen Ländern und der BITBW

	3 Empfehlungen
	3.1 Landeshaushaltsordnung beachten
	3.2 Steuerfachunabhängige IT zur BITBW geben
	3.3 Verbleibende Zuständigkeiten optimieren
	3.4 Fachaufsicht optimieren
	3.5 KONSENS voranbringen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse 
	2.1 Haushaltsansätze
	2.2 Vorgaben für die Förderung
	2.2.1 Förderlinien und Förderbereiche
	2.2.2 Abwicklung der Bundes-/Landesförderung
	2.2.3 Abwicklung der Landesförderungen
	2.2.4 Abstimmung mit anderen Förderprogrammen

	2.3 Förderfähige Beratungen
	2.3.1 Einzelberatungen
	2.3.2 Gruppenberatungen
	2.3.3 Sonstige Tätigkeiten 

	2.4 Finanzielle Auswirkungen

	3 Empfehlungen
	3.1 Haushaltsansätze anpassen
	3.2 Förderung vereinfachen 
	3.3 Standards für förderfähige Beratungen festlegen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Haushaltsansätze werden weiterhin individuell veranschlagt
	4.2 Die Förderung wird nicht weiter vereinfacht
	4.3 Standards für förderfähige Beratungen werden neu festgelegt

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundlagen für die Programme Schulmilch und Schulfrucht 
	1.2 Finanzierung
	1.2.1 Schulmilch
	1.2.2 Schulfrucht


	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Entwicklung und Umfang der Förderung
	2.1.1 Schulmilch
	2.1.2 Schulfrucht

	2.2 Antrags- und Bewilligungsverfahren
	2.2.1 Schulmilch
	2.2.2 Schulfrucht

	2.3 Verwaltungskosten und Kontrollverfahren
	2.3.1 Schulmilch
	2.3.2 Schulfrucht

	2.4 Lieferanten und Empfänger
	2.4.1 Schulmilch
	2.4.2 Schulfrucht


	3 Empfehlungen
	3.1 Schulmilchförderung einstellen
	3.2 Schulfruchtprogramm verbessern
	3.2.1 Abrechnung vereinfachen 
	3.2.2 Mitwirkungsbereitschaft der Lieferanten, Sponsoren und Einrichtungen stärken

	3.3 Konkrete und messbare Ziele definieren und überprüfen
	3.4 Verfahren deutlich vereinfachen
	3.4.1 Antragsverfahren elektronisch durchführen
	3.4.2 Mindestbetrag für Auszahlung anheben
	3.4.3 Kontrollen vereinfachen


	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Schulmilchförderung einstellen
	4.2 Schulfruchtprogramm verbessern

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Kosten- und Leistungsrechnung
	2.1.1 Rechtsgrundlagen
	2.1.2 Festgestellte Mängel
	2.1.3 Bewertung

	2.2 Herstellung und Vertrieb nichtamtlicher Karten
	2.2.1 Aufgabe
	2.2.2 Wirtschaftlichkeit nichtamtlicher Karten
	2.2.3 Bewertung

	2.3 Regelmäßige Kassenprüfungen
	2.3.1 Rechtsvorschrift und Feststellungen
	2.3.2 Bewertung

	2.4 Fristgerechte Erstellung der Jahresabschlüsse
	2.4.1 Rechtsgrundlage und Feststellungen
	2.4.2 Bewertung

	2.5 Rücklagen
	2.5.1 Höhe und Entwicklung der Rücklagen
	2.5.2 Bewertung


	3 Empfehlungen
	3.1 Funktionsfähigkeit der Kosten- und Leistungsrechnungherstellen
	3.2 Herstellung nichtamtlicher Karten beenden
	3.3 Regelmäßige Kassenprüfungen sicherstellen
	3.4 Jahresabschlüsse fristgerecht erstellen
	3.5 Rücklagen begrenzen

	4 Stellungnahme der Ministerien
	4.1 Kosten- und Leistungsrechnung soll zeitnah eingerichtet werden
	4.2 Aufwand für nichtamtliche Karten wird schrittweise reduziert 
	4.3 Kassen werden regelmäßig überprüft werden
	4.4 Jahresabschlüsse werden künftig fristgerecht vorgelegt
	4.5 Rücklagen seien für IT Projekt gebildet worden

	5 Schlussbemerkung 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Rückgriffsquote
	2.2 Falldaten, Zahl- und Altfälle
	2.3 Ausstehende Unterhaltszahlungen
	2.4 Auslandsrückgriffe und Strafanzeigen
	2.5 Rechtskonformes Verwaltungshandeln
	2.6 Bundesweite Verwaltungsvereinfachung
	2.7 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Regionalen Unterschieden nachgehen und Erfahrungsaustausch initiieren
	3.2 Volle Unterhaltsvorschüsse auf Fälle ohne Unterhaltszahlungen begrenzen
	3.3 Verwaltungsvereinfachung auf Bundesebene unterstützen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Projektierung ohne Kostenplanungsinstrumente
	2.2 Kostensteigerungen bei Neubaumaßnahmen
	2.3 Europäisches Vergaberecht nicht beachtet
	2.4 VOB nicht beachtet
	2.5 Interessenkonflikt zwischen Projektsteuerung und Architekt
	2.6 Technische Betriebskosten

	3 Empfehlungen
	3.1 Einheitliche Regelungen einführen
	3.2 Mitarbeiter qualifizieren
	3.3 Interne übergeordnete Projektsteuerung einrichten
	3.4 Leistungen des Gebäudemanagements ausschreiben

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Finanzielle Bedeutung der Kirchenabgeltungsteuer
	2.2 Qualität der Steuerbescheide unzureichend
	2.2.1 Risikomanagementsystem der Finanzverwaltung verbesserungswürdig
	2.2.2 Qualität der Fallbearbeitung durch die Bediensteten unzureichend

	2.3 Finanzielles Ergebnis
	2.4 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Bedienstete der Steuerverwaltung schulen
	3.2 IT-Unterstützung, insbesondere Risikomanagementsystem, verbessern
	3.3 Steuerfälle mit Sperrvermerk personell bearbeiten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Erneute Schulungsmaßnahmen begonnen
	4.2 Wirksame IT-Unterstützung steht noch aus, Texte der Risikohinweise teilweise optimiert
	4.3 Gezielter Aufgriff von Steuerfällen mit Sperrvermerk frühestens ab 2017 möglich

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Gesetzliche Rahmenbedingungen
	1.2 Verfahrensablauf bei der Zerlegung
	1.3 Anlass, Ziele und Durchführung der Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Landesweite Bedeutung der Körperschaftsteuerzerlegung
	2.2 Materiell-rechtliche Feststellungen
	2.2.1 Aktive Zerlegungsfälle
	2.2.2 Passive Zerlegungsfälle
	2.2.3 Finanzielles Ergebnis für Baden-Württemberg

	2.3 Verfahren bei der Zerlegung von Körperschaftsteuer-Vorauszahlungen
	2.3.1 Bisheriges Verfahren: Zerlegung der geleisteten Vorauszahlungen (Ist-Prinzip)
	2.3.2 Alternative: Zerlegung der festgesetzten Vorauszahlungen (Soll-Prinzip)

	2.4 IT-Unterstützung

	3 Empfehlungen
	3.1 Thema bei Dienstbesprechung aufgreifen, Leitfaden erarbeiten
	3.2 Zerlegung festgesetzter Vorauszahlungen anstreben
	3.3 IT-Unterstützung verbessern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Falsche Wahl der Standorte und Redundanzen
	2.2 Kostenvergleich der Bauarten
	2.3 Unzureichende Wirtschaftlichkeit

	3 Empfehlungen
	3.1 Bestehende Anlagen evaluieren
	3.2 Redundanzen vermeiden
	3.3 Unwirtschaftliche Anlagen abschalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Frühere Prüfungen
	1.2 Aktuelle Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourceneinsatz
	2.2 Organisation
	2.2.1 Abteilung 5 Nachhaltige Mobilität
	2.2.2 Servicedienste

	2.3 Aufgabenkritik
	2.4 Strategische Steuerung der Aufgaben

	3 Empfehlungen
	3.1 Organisation optimieren
	3.2 Kernaufgaben durch Aufgabenkritik feststellen
	3.3 Aufgaben strategisch steuern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5  Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vorgehensweise nicht landeseinheitlich
	2.2 Vergabereife
	2.3 Nachträge aufgrund zu geringer Planungstiefe
	2.4 Nebenangebote gewertet
	2.5 Einheitspreis bei Mehr- und Mindermengen statt Nachtragsvereinbarung
	2.6 Abfall entsorgt statt verwertet 

	3 Empfehlungen
	3.1 Planungstiefe vor Ausschreibung der Baumaßnahme verbessern
	3.2 Eine „Gemeinsame Vergabedatenbank“ ist Voraussetzung für eine zuverlässige Kostensteuerung
	3.3 Zuständigkeiten regeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Datenbank SIB-Bauwerke für das Erhaltungsmanagement 
	2.2 Bauwerksprüfungen
	2.3 Georisiken 
	2.4 Unterhalt der Ingenieurbauwerke 
	2.5 Verkehrssicherungspflicht bei Hang- und Felssicherungen 

	3 Empfehlungen
	3.1 Die Datenbank SIB-Bauwerke umfassend führen
	3.2 Bauwerksprüfungen ordnungsgemäß durchführen
	3.3 Erhaltungspläne aufstellen
	3.4 Leitlinien für Georisiken erstellen
	3.5 Die Unterhaltlast bei Hang- und Felsarbeiten regeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Begründung des Bedarfs
	2.2 Entscheidungen zur Baudurchführung
	2.3 Vergabe von Bau- und Dienstleistungen
	2.4 Vergabe von freiberuflichen Leistungen
	2.5 Auswahl der Unternehmen
	2.6 Kennzeichnung der Angebote
	2.7 Wirtschaftlichkeit des Neubaus

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahmen des Universitätsklinikums und des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Zuwendungsverfahren
	2.2 Bewirtschaftung der zugewendeten Mittel
	2.3 Zulagen an Abteilungsdirektoren
	2.4 Ausufernde Nebentätigkeiten

	3 Empfehlungen
	3.1 Zuwendungsverfahren konzentrieren
	3.2 Bewirtschaftungsgrundsätze einhalten
	3.3 Verfahren zur Bewilligung von Zulagen verbessern
	3.4 Nebentätigkeitsrecht beachten

	4 Stellungnahme der Max-Planck-Gesellschaft
	4.1 Zuwendungsverfahren
	4.2 Bewirtschaftung der zugewiesenen Mittel
	4.3 Zulagen an Abteilungsdirektoren
	4.4 Nebentätigkeiten

	5 Stellungnahme des Ministeriums
	6 Schlussbemerkung
	Denkschrift 2016 - Beitrag Nr. 25.pdf
	Auszug aus
	Denkschrift 2016
	Beitrag Nr. 25
	Erhalt von Stützbauwerken sowie Hang- und Felssicherungen an Landesstraßen


